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Mit Branchen-Vollzugsvereinbarungen 
und Kooperationsvereinbarungen zu  
kontrollierter Eigenverantwortung 

 

Die Information richtet sich an interessierte Industrie- und Gewerbebetriebe und –Branchen im Kanton Solothurn. 
 

Worum geht es? Das revidierte Umweltschutzgesetz, welches seit dem 1. Juli 1997 in Kraft 
ist, leitet eine Neuausrichtung der schweizerischen Umweltpolitik ein. 
Neben den traditionellen Vollzugsinstrumenten wird vermehrt auf die 
Eigenverantwortung, die Kooperation und das Verursacherprinzip gesetzt. 
Mit dem neuen Artikel 41a über die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ist 
das Kooperationsprinzip im Umweltschutzgesetz verankert worden. Mit 
dem Ruf nach weniger staatlichen Kontrollen steigt aber auch die 
Eigenverantwortung der Wirtschaft, sich umweltgerecht zu verhalten. 
Der Kanton Solothurn sieht ein mögliches Mittel zur Förderung der 
unternehmerischen Eigenverantwortung in sogenannten 
Kooperationsvereinbarungen zwischen Staat und Einzelunternehmen oder 
in der Auslagerung von Kontrollaufgaben an einzelne 
Branchenorganisationen in Form von Vollzugsvereinbarungen. 

Gesetzliche Grundlagen - Bundesgesetz über den Umweltschutz (USG) vom 7. Oktober 1983 
(Art. 41a und Art. 43) 

- Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG) vom  
24. Januar 1991 (Art. 49 Abs. 3) 

Was ist eine Branchen-
Vollzugsvereinbarung? 

Im Rahmen von sogenannten "Branchen-Vollzugsvereinbarungen" werden 
Kontrollaufgaben, welche ursprünglich durch behördliche Stellen wahr-
genommen worden sind, gestützt auf Art. 43 USG und Art. 49 Abs. 3 GSchG 
an privatrechtlich organisierte Branchenorganisationen ausgelagert. 
Bei dieser neuen Vollzugsform bezeichnet die Branchenorganisation in der 
Regel selber eine Instanz, welche innerhalb der Branche kontrolliert, ob die 
gesetzlichen Vorschriften des Staates eingehalten werden. Die Aufgabe der 
Behörde besteht zum einen noch darin, die Arbeit dieser "Branchen-
Instanz" zu beaufsichtigen, zum anderen in der hoheitlichen Durchsetzung 
von Zwangsmassnahmen, wenn festgestellte gesetzeswidrige Zustände 
nicht freiwillig im Rahmen einer gesetzten Frist behoben werden. 
Branchen-Vollzugsvereinbarungen lassen sich in der Regel nur dort 
realisieren, wo gut organisierte Branchenorganisationen vorhanden und 
diese auch gewillt sind, eine entsprechende Kontrollorganisation 
aufzubauen. 

Was ist eine Koopera-
tionsvereinbarung? 

Kooperationsvereinbarungen werden im Kanton Solothurn, im Gegensatz 
zu Branchen-Vollzugsvereinbarungen, mit einzelnen Unternehmen, 
unabhängig von einer Branche, abgeschlossen. 
In einer Kooperationsvereinbarung werden Pflichten und Rechte des 
Unternehmens wie auch der Behörde festgehalten. Insbesondere werden 
darin Sanierungsfristen und Ausnahmeregelungen im Rahmen des 
behördlichen Spielraumes, Überwachungsmodalitäten und die jeweiligen 
Ansprechpartner auf beiden Seiten sowie der Zeitraum für Koordinations- 
und Zielvereinbarungsgespräche schriftlich festgehalten. 
Kooperationsvereinbarungen sind vor allem für mittlere und grössere 
Unternehmen gedacht, welche eine gewisse Umweltrelevanz aufweisen 
und bereit und in der Lage sind, die nötigen Anforderungen bezüglich 
Umweltmanagement und Selbstkontrolle zu erfüllen. Im Vordergrund für 
den Abschluss einer Kooperationsvereinbarung stehen Unternehmen, die 
bereits ein zertifiziertes Umweltmanagementsystem z.B. nach ISO 14001 
eingeführt haben und betreiben. 
Die Vereinbarung wird auf freiwilliger Basis abgeschlossen, es besteht kein 
grundsätzlicher Rechtsanspruch auf eine Kooperationsvereinbarung mit 
der Behörde. Mit der Vereinbarung werden behördliche Kompetenzen zur 
Vornahme von Kontrollen im Sinne von Stichproben oder aus sonstigem 
Anlass, nicht aufgehoben. 
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Vollzugsvereinbarung 
im Tankstellen- und 
Garagengewerbe 

Bei der Betankung, beim Unterhalt von Strassenfahrzeugen sowie bei 
Carrosseriearbeiten fallen Abwässer, Abfälle und sonstige Emissionen an, 
welche einer speziellen Be-handlung zugeführt werden müssen. Aufgrund 
des Umfangs und der ungebrochenen Zunahme des 
Motorfahrzeugverkehrs ist dieser Bereich von einer hohen 
Umweltrelevanz. Entsprechend unterstehen auch Tankstellen sowie 
Garagen- und Carrosseriebetriebe den Umwelt- und Gewässerschutz-
vorschriften. 
Auch in diesen Bereichen sind in der Vergangenheit sinnvolle 
Branchenlösungen zur Durchführung von Umweltkontrollen gefunden 
werden. 
 

Bei den Tankstellen geht es inbesondere um die Kontrolle der Installation 
und der Funktionstüchtigkeit der vorgeschriebenen Gas-Rückführungs-
systeme. Um die Kantone von den Vollzugsaufgaben in diesem Bereich zu 
entlasten, ist in Zusammenarbeit zwischen dem Autogewerbeverband der 
Schweiz (AGVS) und verschiedenen Kantonen das Tankstellen-Inspektorat 
AGVS (TSI) entstanden. Dieses besorgt die gesamte Administration der 
Kontrollen und setzt für die Messungen vertraglich gebundene Messfirmen 
ein. Mittlerweile hat eine Mehrheit der Kantone einen diesbezüglichen 
Zusammenarbeitsvertrag mit dem AGVS abgeschlossen. Der Kanton 
Solothurn hat die Kontrolle der Gasrückführungssysteme an den 
Tankstellen bereits 1993 dem AGVS übertragen. 

Die guten Erfahrungen mit dem Tankstellen-Inspektorat haben 1999 zu 
einer Ausweitung der Zusammenarbeit mit dem AGVS geführt. Die 
Kantone Aargau, Solothurn, St. Gallen und Zürich haben gemeinsam mit 
dem AGVS ein Kontrollverfahren zur Überprüfung der Umwelt- und 
Gewässerschutzvorschriften im Autogewerbe entwickelt. Analog zum 
Tankstellen-Inspektorat ist neu das Umwelt-Inspektorat AGVS (UWI) 
entstanden. Das System funktioniert in Anlehnung an jenes bei den 
Tankstellen ebenfalls so, dass das UWI die gesamte Administration der 
Kontrollen besorgt und für die Kontrollen vertraglich gebundene 
Kontrollunternehmungen einsetzt. Die Kontrollen erfolgen nach einem 
Pflichtenheft, das von den beteiligten kantonalen Ämtern für 
Umweltschutz gemeinsam erarbeitet worden ist. 
 
Seit dem Jahr 2002 werden die Garagenbetriebe und seit Anfang 2014 
auch die Carrosseriebetriebe im Kanton durch das Umweltinspektorat 
(UWI) des AGVS kontrolliert. 
Die Kosten der Kontrollen werden von den Betrieben getragen.  
 
 

  

Vollzugsvereinbarung  

Lager- und 
Recyclinganlagen für 
Baumaterialien 
 
 

Die Zeiten, in denen der Weg von Abbruchmaterialien direkt auf die 
Deponie geführt hat, sind vorbei. Heute wird nicht mehr einfach nur 
abgebrochen, sondern "rückgebaut". Beim Rückbau werden die 
Abbruchmaterialien direkt auf der Baustelle sorgfältig getrennt und der 
dafür geeignete Teil anschliessend zu hochwertigen Recyclingbaustoffen 
wiederaufbereitet. Die entsprechenden Aufbereitungsanlagen für 
mineralische Bauabfälle im Kanton Solothurn werden durch sog. Branchen-
Inspektorate kontrolliert. 
 
Um den Ansprüchen der Bauwirtschaft gerecht zu werden, sind 
mittlerweile auf dem Gebiet des Kantons Solothurn mehrere Betriebe für 
das Recycling von Bauabfällen entstanden. Diese Unternehmen sind alle im 
Besitz einer behördlichen Bewilligung zum Betrieb ihrer Aufbereitungs-
Anlagen. Der gesetzeskonforme Umgang der Betreiber mit den 
Bauabfällen und das Einhalten der gesetzlichen Vorschriften wird durch 
entsprechende Kontrolle der Sammel- und Aufbereitungsplätze für 
mineralische Bauabfälle sichergestellt.  

Aufgrund der knappen personellen Ressourcen hat der Kanton diese 
Kontrollaufgaben an die Branchen-Inspektorate des Abbruch-, Aushub- 
und Recyclingverbandes Schweiz (ARV) und des Fachverbandes der 
Schweizerischen Kies- und Betonindustrie (FSKB) ausgelagert. 

Die Inspektorate des ARV und FSKB verfügen im Bereich der Aufbereitung 



von mineralischen Bauabfällen über ein Know-how, welches einen 
einwandfreien Vollzug der Kontrollen gewährleistet. 

Der ARV und der FSKB setzen für die Kontrollen nur entsprechend 
ausgebildetes und qualifiziertes Personal ein. Der ARV und der FSKB 
übernehmen auch die ganze Organisation und administrative Abwicklung 
der Inspektionen und rapportieren die Ergebnisse an den Kanton. 

Unternehmen, welche die Kontrollen bestanden haben, können das 
Qualitätsprüfungssignet des ARV tragen. 

Die Kosten der Kontrollen werden nach dem Verursacherprinzip durch die 
Inhaber der prüfpflichtigen Sammel- und Aufbereitungsplätze für 
mineralische Bauabfälle gedeckt.  

  

  

Vollzugsvereinbarung  
Baumeisterverband  
des Kantons Solothurn 
 
Baustellenabfall-
Entsorgungskonzept 

 

Die rasante Entwicklung der Bautätigkeit in den 80-er Jahren des letzten 
Jahrhunderts hat das Problem eines enorm angestiegenen Bauschutt-
Abfallberges mit sich gebracht.  
Es hat sich gezeigt, dass die Entsorgung zukünftig nach anderen Gesichts-
punkten erfolgen muss. Der Baumeisterverband hat damals seine Eigen-
verantwortung wahr genommen und im Jahr 1989 gemeinsam mit den 
zuständigen kantonalen Behörden ein branchenweites, wegweisendes 
Baustellenabfall- und Entsorgungskonzept entwickelt. 
 
Die Lösung muss heissen: Abfälle verringern, bzw. alle wiederverwertbaren 
Materialien zurückgewinnen und die übrigen Abfälle sachgemäss 
entsorgen.  

Dieses Anliegen ist mit einem Mehrmuldenkonzept (MMK) realisiert 
worden. Das MMK ermöglicht es, einen grossen Anteil des anfallenden 
Bauschuttes bereits auf der Baustelle in verschiedene Fraktionen zu 
trennen (Beton, Glas, Brennbares etc.) und somit saubere Ausgangs-
materialien für das Recycling bereitzustellen. 

Alle an diesem Bauschutt-Entsorgungskonzept beteiligten Unternehmen 
verpflichten sich, für eine umweltgerechte und korrekte Entsorgung der 
von ihnen anfallenden, als auch ihnen anvertrauten Bauschuttabfälle, 
besorgt zu sein. Jeder an dieser Branchenlösung beteiligte Unternehmer 
kennzeichnet seine Baustellen, Fahrzeuge und Mulden mit dem speziell 
entworfenen Maulwurfsignet "SAUBER ENTSORGEN". 

Dieses Signet soll ein Zeichen für Güte und Qualitätssicherung sein. Wer 
dagegen verstösst, dem werden auf Weisung des branchenweiten 
Kontrollorgans alle Qualitäts-Signete entzogen bzw. wieder entfernt. 

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn hat mit Beschluss vom 16. Jan. 
1990 von diesem Konzept Kenntnis genommen und gewisse flankierende 
Massnahmen beschlossen. 

Diese Branchenlösung hat das auf dem MMK basierende Entsorgungs-
konzept zum vollen Durchbruch gebracht. Heute kann das MMK, auch 
dank der Pionierarbeit der solothurnischen Bauwirtschaft, 
gesamtschweizerisch als "Stand der Technik" angesehen werden. 

 

 Die ursprüngliche Branchenlösung zur Durchsetzung des Baustellenabfall- 
Entsorgungskonzeptes ist 1998 durch das Kontrollinspektorat der 
damaligen Solothurnischen Entsorgungsgesellschaft (SEG) abgelöst 
worden. Dieses wird seit 2006 durch den Baumeisterverband des Kantons 
Solothurn weitergeführt. Es kontrolliert im Auftrag der Baubehörde 
(Gemeinde und Kanton) stichprobenweise die Baustellen und sorgt für die 
Einhaltung der gesetzlichen Auflagen mit Schwerpunkt Abfallentsorgung. 
Die Gemeinden beteiligen sich an den Dienstleistungen des Inspektorates 
auf freiwilliger Basis. 

 



Vollzugsvereinbarung 
Maler- und Gipser-
unternehmerverband  
des Kantons Solothurn  
 
Umwelt- und 
Entsorgungskonzept  

Bei der täglichen Arbeit des Maler- und Gipsergewerbes werden unter 
anderem auch schadstoffhaltige Materialien wie Farben, Lacke und 
Lösungsmittel verwendet. Zum Schutz von Mensch und Umwelt statuieren 
die eidgenössische und kantonale Umweltschutzgesetzgebung besondere 
Pflichten und Vorsichtsmassnahmen bei der Verarbeitung, insbesondere 
aber auch bei der Entsorgung derartiger Stoffe. 
Diesen Pflichten will der solothurnische Maler- und Gipsermeisterverband 
mit seinem Umwelt- und Entsorgungskonzept Rechnung tragen. 
 
Bereits anfangs der 90-er Jahre des letzten Jahrhunderts hat der Maler- 
und Gipserunternehmerverband (MGVS) des Kantons Solothurn in 
Zusammenarbeit mit dem damaligen Amt für Umweltschutz ein Umwelt- 
und Entsorgungskonzept erarbeitet. Im Hinblick auf die Pflichten des 
Gewerbes bei der Abfallentsorgung ist in Zusammenarbeit mit der 
damaligen Solothurnischen Entsorgungsgesellschaft (SEG) ein Netz von 
Sammelstellen für Malerei-Abfälle aufgebaut worden. 

Das Konzept beinhaltet neben dem Entsorgungsnetzwerk im Wesentlichen 
einen Ordner mit umfassendem Informationsmaterial welches aufzeigt, 
wie die umweltrelevanten Arbeitsgänge möglichst Umwelt- und 
ressourcenschonend durchgeführt werden können. Der Hauptteil des 
Konzepts widmet sich der korrekten Entsorgung der anfallenden Abfälle 
und Abwässer, was auch in einer Entsorgungstabelle zusammengefasst ist. 

Das Umwelt- und Entsorgungskonzept ist  im Herbst 2004 durch eine 
gemeinsame Eigendeklarations-Vereinbarung zwischen den Branchen-
Verbänden der Kantone Basel-Land, Basel-Stadt und Solothurn  einerseits 
sowie den Umweltehörden dieser Kantone andererseits, ergänzt worden. 

Diese Eigendeklarationsvereinbarung stellt eine besondere Form der 
Branchen-Vollzugsvereinbarung dar, indem sich die einzelnen Betriebe der 
Branche quasi selbst überwachen. Die Behörde hat bei diesem Modell nach 
wie vor die zentrale Kontrollfunktion. 

Gemäss dieser Vereinbarung kontrollieren sich die Betriebe der Branche, 
gestützt auf eine vereinbarte Checkliste, selber und stellen diese 
Eigendeklarationserklärungen den jeweiligen kantonalen Behörden in 
vereinbarten Zeitabständen zur Verifizierung zu. Stellt die Behörde bei der 
Überprüfung der Eigendeklaration Mängel fest, wird eine kostenpflichtige 
Kontrolle veranlasst. 

Die Vereinbarung über das Eigenkontrollsystem im Bereich des "Umwelt- 
und Gewässerschutzes" sieht ab 2005 eine flächendeckende Eigenkontrolle 
aller Malerbetriebe in den drei beteiligten Kantonen vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Vollzugsvereinbarung 
Abbau von  
Steinen und Erden 

 

Der Abbau von mineralischen Rohstoffen stellt einen erheblichen Eingriff 
in die Umwelt dar. Bei der Genehmigung von Kies- und Tongruben sowie 
Steinbrüchen werden deshalb, gestützt auf die bestehende Umweltgesetz-
gebung, eine ganze Reihe von Auflagen und Bedingungen formuliert, 
welche es einzuhalten gilt. 
Die Einhaltung dieser Auflagen und Bedingungen, welche mit den 
Sonderbauvorschriften bzw. in der Abbaubewilligung verfügt worden ist, 
wird anhand von Stichprobenkontrollen der zuständigen kantonalen 
Behörden und anhand von jährlichen Inspektionen des Fachverbandes der 
Schweizerischen Kies- und Betonindustrie (FSKB), bei allen Material-
entnahmestellen (ca. 30) kontrolliert. 
 

Der FSKB verfügt seit 1975 über ein Inspektorat mit dem Ziel, durch 
Selbstkontrolle die Einhaltung der eidgenössischen und kantonalen 
Vorschriften und der verbandsinternen Richtlinien zu verwirklichen. 
Seit 1982 besteht ein Inspektionsvertrag zwischen dem Bau- und Justiz-
departement des Kantons Solothurn und dem FSKB. Dieser Vertrag ist zur 
Entlastung der zuständigen kantonalen Behörden und im Interesse der 
Selbstkontrolle der für den Abbau verantwortlichen Unternehmer 
abgeschlossen worden. 

Die jährlichen Inspektionen des FSKB umfassen neben den Auflagen und 
Bedingungen aus den Sonderbauvorschriften auch andere Aspekte wie z.B. 
Arbeitssicherheit oder andere betriebliche Auflagen (Branchenlösungen). 
Diese vorangekündigten FSKB-Inspektionen liefern einen umfassenden 
Eindruck eines Betriebes, der jedoch eine Momentaufnahme ist und nicht 
immer den alltäglichen Gegebenheiten entspricht. Aus diesem Grund 
haben die ergänzenden Stichprobenkontrollen ohne Voranmeldung vor 
allem für die umweltrelevanten Auflagen und Bedingungen (z.B. Qualität 
Auffüllmaterial, Rekultivierungsarbeiten) durch das Amt für Umwelt immer 
noch einen hohen Stellenwert. Eine beschränkte Anzahl an Stichproben-
kontrollen kann auch dem FSKB übertragen werden. 

Das FSKB-Inspektorat bedient das Amt für Umwelt mit den Inspektions-
protokollen und einem Beurteilungsvorschlag. Jeweils Ende Jahr werden 
sämtliche Kontrollblätter konferenziell behandelt und die Qualifikationen 
erteilt. Nach der Zustimmung des Bau- und Justizdepartementes gibt der 
FSKB den inspizierten Betrieben, nach erfolgreicher bestandener 
Inspektion, einen Kleber „Betriebskontrolle bestanden“ mit Angaben des 
Inspektionsjahres ab. 

Der Entscheid, ob aufgrund der Inspektion Verfügungen notwendig sind, 
liegt alleine beim Bau- und Justizdepartement. Die Verfügungskompetenz 
liegt bei den zuständigen Amtstellen. 

Der FSKB verrechnet sämtliche Kosten für die Inspektionen und Kontrollen 
gemäss Gebührentarif den für den Abbau verantwortlichen 
Unternehmungen resp. den kontrollierten Betrieben direkt. 

 

 

 



Vollzugsvereinbarung 
Verband Kompost- und 
Vergärwerke Schweiz 
(VKS) 
 

 
 
 
 
 

Mit der VKS-Richtlinie 2001 hat der Verband Kompost- und Vergärwerke 
Schweiz (VKS) eine Grundlage für Grüngutverwertungsanlagen geschaffen. 
Diese zeigt auf, welche Eigenschaften ein Kompost bzw. ein Gärgut 
aufweisen muss, damit die gesetzlich geforderten Mindestqualitäten erfüllt 
werden. Mit dem VKS-Ausbildungs-Ordner und den entsprechenden 
Ausbildungskursen wurden die Voraussetzungen geschaffen, damit sich die 
Betreiber von Kompostier- und Gäranlagen das notwendige Fachwissen für 
die Erfüllung dieser Qualitätskriterien aneignen können. Der Kanton 
Solothurn überträgt aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Vertrages die 
Kontrollen der Kompostier- und Vergärungsanlagen in bezug auf die 
gesetzlichen Mindestqualitäten und den übrigen Anforderungen an den 
VKS.  

 
Im Kanton Solothurn betrifft dies z.Zt. acht Feldrandkompostier- und drei 
Werkkompostieranlagen sowie eine landwirtschaftliche Vergärungsanlage. 
Der Kanton stellt diesen Abfallbehandlungsanlagen eine 
Betriebsbewilligung mit entsprechenden Auflagen und Bedingungen aus. 
Aufgrund dieser Bewilligungspflicht hat der Kanton die Übersicht darüber, 
wo derartige Kompostieranlagen betrieben werden. Der VKS entlastet das 
AfU bei den jährlich stattfindenden Kontrollen und stellt einen 
entsprechenden Kontrollbericht aus. Der VKS-Inspektor überprüft diverse 
Unterlagen, wie z.B. Annahmeprotokoll, Daten der Gewichtserfassung, 
Laboruntersuchungsberichte von Komposten und Gärgut, kontrolliert aber 
auch die Betriebsführung und den Maschinenpark. Ausserdem wird ein 
Augenschein bei den Mietenstandorten vorgenommen. 

Allfällige Mängel werden dem AfU mitgeteilt und diese Amtsstelle fordert 
den Betreiber auf, entsprechende Vorkehrungen zu treffen. Werden diese 
Missstände nicht behoben, so wird eine Verfügung erlassen.  

Die Kosten für die Kontrolle trägt der Betreiber der Kompostier- bzw. 
Vergärungsanlage. 

  

  

Vollzugsvereinbarung 
Textilreinigungsgewerbe 

 

Im Textil-Reinigungsgewerbe werden in spezialisierten Betrieben (chem. 
Renigungen) z.T. immer noch chlorierte Kohlenwasserstoffe als 
Reinigungsmittel eingesetzt. Diese können bei unsachgemässer 
Verwendung die Luft und das Wasser stark belasten. Deshalb haben diese 
Textilreinigungsbetriebe eine Vielzahl von Umweltschutzvorschriften zu 
beachten und einzuhalten. 

 
Im Kanton Solothurn betrifft dies z.Zt. rund 10 Textilreinigungsbetriebe. 
Der Kanton hat die Aufsicht darüber, ob die Umwelt- und Gewässer-
schutzvorschriften in Textilreinigungsbetrieben eingehalten werden, seit 
1990 an die "Vereinigung Kontrollstelle Textilreinigung Schweiz (VKTS)" 
delegiert. Auf diese Weise kann sich das AfU von den regelmässigen 
Kontrollaufgaben entlasten und sich auf die Sanierungen, Problemfälle 
und die Aufsicht über die Kontrollstelle konzentrieren.  

Der VKTS kontrolliert in diesen Betrieben den Abwasserbereich, die 
Lagerung wassergefährdender Flüssigkeiten, die Sonderabfallentsorgung, 
die Arbeitssicherheit sowie den Zustand und die Wartung der Reinigungs-
maschinen einschliesslich der Hilfsaggregate. Ein besonderes Augenmerk 
gilt den Emissionen, die mit der Maschinenabluft entweichen. Die Betriebe 
werden jährlich kontrolliert. Wenn bei der Kontrolle keinerlei Mängel 
festgestellt werden, wird das Kontrollintervall auf zwei Jahre erweitert. 
Von jeder Kontrolle wird zuhanden des AfU ein Prüfprotokoll erstellt. Der 
VKTS hat sowohl die administrative wie auch die technische Abwicklung 
der Kontrollen übernommen. 

Die Kosten für die Auslagerung der Kontrollaufgaben werden gemäss dem 
Verursacherprinzip von den kontrollierten Betrieben getragen. Diese 
Vollzugsvereinbarung ist mit den Kantonen der Nordwestschweiz 
koordiniert. 



Kooperations-
vereinbarungen mit 
Einzelunternehmen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Immer mehr Unternehmen sind in der Lage und bereit, die Auswirkungen 
ihrer Tätigkeiten auf die Umwelt zu erkennen und einzuschätzen. Sie 
veranlassen selbständig, die notwendigen Massnahmen zur Kontrolle und 
zur Reduktion der Umweltbelastungen und nehmen damit ihre 
Umweltverantwortung eigenständig wahr. Unterstützt wird diese Tendenz 
insbesondere durch die Einführung von sogenannten 
Umweltmanagementsystemen nach der internationalen ISO Norm 14001. 
Aus Sicht der kantonalen Behörde ist man sich einig, dass die Verbreitung 
solcher Umweltmanagementsysteme für die Beziehung zwischen Behörde 
und Unternehmen neue Chancen bietet. Zudem postuliert auch das 
revidierte Umweltschutzgesetz (USG) in Art. 41a, beim Gesetzesvollzug 
vermehrt das Kooperationsprinzip anzuwenden und die Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaft zu suchen. 

Unter diesem Aspekt ist im Kanton Solothurn die Idee der 
Kooperationsvereinbarung lanciert worden, welche heute auch über die 
Kantonsgrenzen hinaus bereits ihre Anerkennung findet, indem das BAFU 
diese Bestrebungen unterstützt und auch andere Kantone wie z.B. Basel-
Land und Basel-Stadt mit einzelnen Unternehmen ebenfalls solche 
Vereinbarungen nach dem "Solothurner Modell" abgeschlossen haben. 

Der Kanton Solothurn hat in den letzten Jahren mit mehreren 
Einzelunternehmen bereits eine solche Kooperationsvereinbarung 
abgeschlossen. 

Inhalt der Vereinbarung: 
- Die Behörde anerkennt formell die Eigenverantwortung des 

Unternehmens und das Unternehmen erklärt sich bereit und ist in der 
Lage, diese Verantwortung zu übernehmen, 

- Art und Umfang der Daten, welche das Unternehmen in gewissen 
Zeitabständen im Rahmen seiner Eigenverantwortung erhebt, 

- Datensätze, welche der Behörde zu gewissen Zeitpunkten zur 
Verfügung gestellt werden, 

- Umweltziele welche das Unternehmen verfolgt, werden mit der 
Behörde abgestimmt, 

- Wo nötig, Festlegung von Sanierungsmassnahmen und Sanierungs-
fristen unter Ausnützung des behördlichen Handlungsspielraumes,  

- Regelmässige Gespräche zur Zielvereinbarung und Erfolgskontrolle 
zwischen Behörde und Unternehmen. 

Vorteile für das Unternehmen: 
- Die zu erhebenden bzw. an die Behörden zu liefernden Daten sowie 

allfällige Sanierungen werden nach einem ganzheitlichen Konzept 
festgelegt. 

- Das Unternehmen kann mit den verschiedenen Umweltschutz-
fachstellen über eine zentrale Anlaufstelle verkehren; es muss nicht 
jedesmal an verschiedene Ämter und Abteilungen gelangen. 

- Das Unternehmen verschafft sich sowohl bei den Behörden als auch in 
der Öffentlichkeit ein besseres Image: seine Eigenverantwortung wird 
offiziell anerkannt. 

Vorteile für die Behörden: 
- Die Behörde kann ihre Kontrollen auf ein Minimum reduzieren, hat 

aber jederzeit die Möglichkeit einzugreifen: Bei Klagen und 
Ereignissen, aber auch mit Stichproben zur Überprüfung der 
Eigenverantwortung. 

- Auch die Behörde erhält tendenziell ein besseres Image bei der 
Wirtschaft und in der Öffentlichkeit. 

 
 
 

Wer kann weiterhelfen? 

 

  

Amt für Umwelt 

Abteilung Stoffe 

Werkhofstrasse 5 
4509 Solothurn 
Telefon 032 627 24 47 
E-Mail afu@bd.so.ch 
www.afu.so.ch 

 

 

 


